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gestaltung. Privacy by Design und Privacy by Default
bilden Kernpunkte der Umsetzung datenschutzrechtlicher
Vorgaben im Bereich der technologiebasierten Verarbei-
tung personenbezogener Daten. Verantwortliche im Sinne
der DSGVO trifft eine Pflicht zu ihrer Umsetzung, Ver-
stçße werden u. a. mit Bußgeldern sanktioniert. Insofern
sollten Unternehmen, die personenbezogene Daten verar-
beiten, bei der Beschaffung datenverarbeitender Produkte
oder entsprechender Serviceleistungen (IT-Outsourcing
oder Cloud-Services) darauf achten, vertraglich die Vor-
gaben von Art. 25 DSGVO so zu platzieren, dass diese in
jedem Fall „mittelbar“ f�r den Vertragspartner und weiter
mittelbar f�r einen gegebenenfalls personenverschiedenen
Hersteller gelten; zwar unterliegen diese nicht dem Rege-

lungsregime des Art. 25 DSGVO, �ber eine ausdr�ckliche
vertragliche Beschaffenheitsvereinbarung oder sonst ge-
eignete vertragliche Regelungen wird der Vertragspartner
diesem mittelbar unterworfen. So kann de lege lata nur so
dem Erw�gungsgrund 78 zur DSGVO endlich zur prakti-
schen Relevanz verholfen werden, in dem es heißt, dass
durch die Regelung zu Privacy by Design und Privacy by
Default die Hersteller der „Produkte, Dienste und Anwen-
dungen ermutigt werden, das Recht auf Datenschutz bei
der Entwicklung und Gestaltung der Produkte, Dienste und
Anwendungen zu ber�cksichtigen und unter geb�hrender
Ber�cksichtigung des Stands der Technik sicherzustellen,
dass die Verantwortlichen und die Verarbeiter in der Lage
sind, ihren Datenschutzpflichten nachzukommen.“

Dr. Hauke Hansen und wiss. Mitarbeiter Patrick Grosmann*

Bußgeldbescheid unwirksam – keine DSGVO-Geldbußen
gegen juristische Personen
Zugleich Kommentar zu LG Berlin, Beschluss vom 18. 2. 2021 – (526 OWi LG) 212
Js-OWi 1/20 (1/20), 526 OWi LG 1/20, K&R 2021, 285 ff. (Heft 4)

Kurz und Knapp

Die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) setzt Un-
ternehmen erheblichen Bußgeldandrohungen von bis
zu 20 Mio. EUR oder bis zu 4 % des weltweit erzielten
Jahresumsatzes des Unternehmens aus. In der juristi-
schen Literatur, nun auch in der Rechtsprechung ist es
hçchst umstritten, ob Art. 83 DSGVO eine unmittelbare
Sanktionierung von Unternehmen ermçglicht oder ob
die Verh�ngung eines Bußgelds wie sonst im Ord-
nungswidrigkeitenrecht auch von der vorwerfbaren
Handlung einer Leitungsperson abh�ngt.

I. Einleitung

Die Geldbuße der Berliner Beauftragten f�r Datenschutz
und Informationsfreiheit (kurz „BlnBDI“) gegen die Deut-
sche Wohnen SE in Hçhe von 14,5 Mio. J war die erste
Millionengeldbuße in Deutschland. Dies war der Auftakt
zu weiteren Geldbußen in Millionenhçhe: 9,55 Mio. J

gegen 1&1; 35,3 Mio. J gegen H&M (rechtskr�ftig); 10,4
Mio. J gegen Notebooksbilliger; 1,24 Mio. J gegen AOK
(rechtskr�ftig).

Nach der inzwischen rechtskr�ftigen Entscheidung des LG
Bonn,1 durch das die Verh�ngung eines Bußgeldes gegen
1&1 best�tigt, die Geldbuße aber um 90 % reduziert wur-
de, sorgt nun die gegens�tzliche Entscheidung des LG
Berlin �ber die Einstellung des Bußgeldverfahrens gegen
die Deutsche Wohnen SE f�r Freude oder Kritik. Das LG
Berlin geht mit der Berliner Beauftragten f�r Datenschutz
und Informationsfreiheit (kurz „BlnBDI“) hart ins Ge-
richt – der ergangene Bußgeldbescheid leide „unter derart
gravierenden M�ngeln, dass er nicht Grundlage des Ver-

fahrens sein“ kçnne. Dieser Beitrag soll n�her beleuchten,
wie das Gericht zu so einer drastischen Einsch�tzung
kommt und welche Folgen sich aus der Entscheidung f�r
die Praxis ergeben.

II. Die Entscheidung des LG Berlin
Im Rahmen einer Vor-Ort-Kontrolle der Deutsche Woh-
nen SE im Jahr 2017 hatte die BlnBDI ihre datenschutz-
rechtlichen Bedenken hinsichtlich des elektronischen Ar-
chivsystems f�r Mieterdaten ge�ußert. Konkret wurde da-
bei bem�ngelt, dass sich nicht �berpr�fen ließe, ob die
Speicherung der personenbezogenen Daten zul�ssig oder
erforderlich sei. Bei nicht mehr erforderlichen Daten wur-
den die Mçglichkeiten der Lçschung f�r unzureichend
erachtet.

Die daraufhin durch die BlnBDI begehrte Lçschung der
personenbezogenen Daten aus dem Archivsystem wurde
von der Deutsche Wohnen SE verweigert – diese sei aus
technischen und rechtlichen Gr�nden nicht mçglich. Bei
einer weiteren Pr�fung im Jahr 2020 waren die gegen-
st�ndlichen Datenbest�nde weiterhin in dem Archivsystem
vorhanden. Eine geplante �berf�hrung in ein neues Spei-
cherungssystem war bis zu diesem Zeitpunkt nicht erfolgt.

Daraufhin leitete die BlnBDI ein Ordnungswidrigkeiten-
verfahren gegen die Deutsche Wohnen SE ein. Aus dem
Verfahren resultierte ein Bußgeldbescheid wegen eines
vors�tzlichen Verstoßes gegen Art. 25 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1
lit. a, c, e und Art. 6 Abs. 1 DSGVO. Wesentlicher Tat-
vorwurf ist das Unterlassen der Schaffung von Maß-
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nahmen zur Ermçglichung einer regelm�ßigen Lçschung
nicht mehr bençtigter oder zu Unrecht gespeicherter per-
sonenbezogener Mieterdaten. Die unterlassenen Maß-
nahmen h�tten sich auch unmittelbar auf zu lçschende
Mieterdaten ausgewirkt.

Den wesentlichen Verfahrensfehler sah das LG Berlin in
der juristischen Person als Bußgeldadressat, der die vor-
s�tzliche Verwirklichung von Bußgeldtatbest�nden vorge-
worfen wurde.

Auf eine Vorlage an den europ�ischen Gerichtshof ver-
zichtete die Kammer. Nach der Erhebung der sofortigen
Beschwerde durch die Staatsanwaltschaft wird nun das
Kammergericht entscheiden.

III. §§ 30, 130 OWiG versus unmittelbare
Verbandssanktionierung

In dem dem LG Bonn vorliegenden Sachverhalt war der
Bußgeldbeschluss des Bundesbeauftragten f�r den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit („BfDI“) an das Un-
ternehmen „z. Hd. der Gesch�ftsf�hrung“ adressiert. Eine
weitere Individualisierung des Verstoßes erfolgte auch im
Beschluss selbst nicht.

Die Bonner Richter hatten sich hier klar positioniert und
gingen in �bereinstimmung mit deutschen und europ�-
ischen Aufsichtsbehçrden2 und einem Teil der Literatur3

auch im Rahmen des Art. 83 DSGVO von einer uneinge-
schr�nkten Geltung der Grunds�tze des supranationalen
Kartellrechts aus. Nach Ansicht des LG Bonn kn�pfe die
DSGVO in Art. 83 Abs. 4 - 6 an den bloßen Datenschutz-
verstoß und gerade nicht an die zu diesem Erfolg f�hrende
Handlung der dahinterstehenden Personen an.

Die Verbandshaftung sei zwar dem deutschen Sanktions-
recht fremd, da § 30 Nr. 1 OWiG stets ein schuldhaftes bzw.
vorwerfbares Fehlverhalten einer nat�rlichen Person in
einer bestimmten Leitungsposition4 voraussetze. Diese An-
kn�pfungstat muss der juristischen Person, die das Unter-
nehmen betreibt, zugerechnet werden kçnnen (sog. Rechts-
tr�gerprinzip). T�ter ist also nach dem geltenden Haftungs-
system des OWiG eine nat�rliche Person und nicht das
Unternehmen. Selbst wenn in einem sog. selbstst�ndigen
Verfahren gegen die juristische Person nach § 30 Abs. 4
OWiG eine Geldbuße verh�ngt wird, muss festgestellt wer-
den, dass eine Leitungsperson rechtswidrig und schuldhaft
bzw. vorwerfbar eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit
begangen hat.5 Verfahrensrechtlich wird das Unternehmen
als Nebenbeteiligte bezeichnet (§§ 88 OWiG, 444 StPO).

Das EU-Recht kenne, so das LG Bonn, solche Bestimmun-
gen hingegen sehr wohl. Das europ�ische Kartellrecht
gehe bei Verstçßen gegen Artt. 101, 102 AEUV von einer
unmittelbaren Verantwortlichkeit der Unternehmen aus –
auf die Handlung einer bestimmten Leitungsperson, deren
Kenntnis oder gar Anweisung k�me es nicht an.

Der unmittelbaren Verbandssanktionierung auf Grundlage
des Art. 83 DSGVO erteilte nun das LG Berlin ausdr�ck-
lich eine Absage6 – auch in dem Bußgeldbescheid der
BlnBDI wurde ausschließlich auf einen Datenschutzver-
stoß der Deutsche Wohnen SE, nicht aber auf ein vorwerf-
bares Verhalten oder Unterlassen einer Leitungsperson
Bezug genommen.

Die durch das LG Bonn best�tigte unmittelbare Verbands-
haftung auf Grundlage des Art. 83 DSGVO ist bereits seit
Geltungsbeginn der DSGVO auf einen Konflikt angelegt.
Diesem Konflikt liegt die abstrakte rechtliche Frage zu-

grunde, ob dem Art. 83 DSGVO ein europarechtlicher
Anwendungsvorrang gegen�ber den nationalen Vorschrif-
ten der §§ 30, 130 OWiG zukommt. Damit verbunden ist
die Frage nach der verfassungsrechtlichen Vereinbarkeit
einer unmittelbaren Unternehmenshaftung.

Neben Teilen in der Literatur7 und dem LG Bonn halten
auch die Datenschutzaufsichtsbehçrden die §§ 30, 130
OWiG f�r nicht anwendbar.8 Das LG Berlin teilt diese
Einsch�tzung nicht und verweist insbesondere auf einen
Verstoß gegen das Gesetzlichkeitsprinzip des Art. 103
Abs. 2 GG. Der Streit zwischen dem LG Bonn auf der einen
sowie dem LG Berlin auf der anderen Seite dreht sich
insbesondere um die Frage nach der Mçglichkeit einer
europarechtskonformen Auslegungsmçglichkeit des § 30
Abs. 1 OWiG.

1. Argumente f�r die Anwendbarkeit von OWiG-
Normen

F�r die Anwendung der §§ 30, 130 OWiG sprechen Wort-
laut und Systematik des Art. 83 DSGVO nebst Erw�gungs-
grund 150 sowie verfassungsrechtliche Argumente.

So l�sst sich aus dem Wortlaut der Art. 83 Abs. 4 - 6 DSGVO
nicht eindeutig ein eigenst�ndiges DSGVO-Haftungssys-
tem f�r Unternehmen herauslesen. Die Abs�tze 4 - 6 nennen
Unternehmen allein im Zusammenhang mit der Bemessung
des maximalen Bußgeldrahmens („.. . oder im Fall eines
Unternehmens .. .“). In welchen F�llen und unter welchen
Voraussetzungen Bußgelder gegen Unternehmen verh�ngt
werden kçnnen, ist dort aber gerade nicht geregelt.

Auch der Verweis auf ErwGr 150 S. 3 DSGVO ist nicht
zwingend – dort heißt es, der Begriff „Unternehmen solle
im Sinne der Artt. 101, 102 AUEV verstanden werden,
wenn Geldbußen gegen Unternehmen verh�ngt werden;
es werde also auf den funktionalen, kartellrechtlichen Un-
ternehmensbegriff verweisen. Dieser Satz kann jedoch
auch so ausgelegt werden, dass er lediglich den Bußgeld-
rahmen konkretisiert, nicht aber den jeweiligen Bußgeld-
adressaten bestimmt.

Ferner wird gegen die unmittelbare Verbandshaftung vor-
gebracht, der von EuGH und EU-Kommission vertretene
kartellrechtliche funktionale Unternehmensbegriff umfas-
se zwar unabh�ngig von der Rechtsform oder der Art der
Finanzierung jede eine wirtschaftliche T�tigkeit aus�ben-
de Einheit. Aber auch im europ�ischen Kartellrecht impli-
ziere der funktionale Unternehmensbegriff keine unmittel-
bare Verbandshaftung im Sinne einer Erfolgshaftung f�r
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2 Datenschutzkonferenz DSK, Entschließung v. 3. 4. 2019 „Unternehmen
haften f�r Datenschutzverstçße ihrer Besch�ftigten“; dies., Kurzpapier
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3 Holl�nder, in: BeckOK DatenschutzR, 35. Ed., Stand 1. 8. 2020, Art. 83
DSGVO Rn. 8 f.; Bergt, in: K�hling/Buchner, DSGVO, 3. Aufl. 2020,
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Ebner/Schmidt, CCZ 2020, 84.

4 Vgl. § 30 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 OWiG.
5 BGH, 8. 2. 1994 – KRB 25/93, NStZ 1994, 346; Venn/Wybitul, NStZ 2021,

204, 205.
6 Zustimmend Venn/Wybitul, NStZ 2021, 204, 206; zuvor bereits Gola,

DSGVO, 2. Aufl. 2018, Art. 83 Rn. 11, 16 f.; Born, in: Specht/Mantz, Hdb.
DatenschutzR, 2019, § 8 Rn. 22, 72; Feldmann, in: Gierschmann u. a.,
DSGVO, 2017, Art. 83 Rn. 9; Schantz/Wolff, Das neue Datenschutzrecht,
2017, F. Durchsetzung des Datenschutzrechts, Rn. 1134; Cornelius, in:
Forg�/Helfrich/Schneider, Betrieblicher Datenschutz, 3. Aufl. 2019, Teil
XIV. Rn. 148; H�rting/Konrad, DSGVO im Praxistest, 2020, Rn. 320 ff.;
ebenso �sterreichisches BVwG, 19. 8. 2019 – W211 2208885-1.

7 Vgl. oben die in Rn. 3 genannten Autoren.
8 Vgl. oben die in Rn. 2 genannten behçrdlichen Verçffentlichungen.



Rechtsverstçße. Vielmehr setze die Begr�ndung einer buß-
geldrechtlichen Verbandshaftung auch nach Maßgabe des
Funktionstr�gerprinzips eine dem Verband zurechenbare
Handlung einer nat�rlichen Person voraus. Zwar m�sse es
sich dabei nicht, wie § 30 Abs. 1 OWiG verlangt, um eine
Leitungsperson handeln. Aber auch im europ�ischen Kon-
text ist die Handlung einer nat�rlichen Person nçtig, die
berechtigt ist, f�r das Unternehmen zu handeln.9

Zudem verlange das im deutschen Verfassungsrecht ver-
ankerte Gesetzlichkeitsprinzip des Art. 103 Abs. 2 GG –
insbesondere hierauf stellt das LG Berlin ab –, den Wort-
laut einer strafrechtlichen Norm so zu fassen, dass die
Normadressaten im Regelfall bereits anhand des Wortlauts
der gesetzlichen Vorschrift zwischen erlaubtem und ver-
botenem Handeln unterscheiden und ihr Verhalten ent-
sprechend ausrichten kçnnen.10 Dies gilt nach dem Wort-
laut des § 3 OWiG auch im Ordnungswidrigkeitenrecht. Es
erscheint zweifelhaft, ob eine unmittelbare Unternehmens-
haftung, deren Grundlagen sich lediglich mittelbar aus der
DSGVO und ihren Erw�gungsgr�nden ergeben sollen, die
Bedingungen der Ahndung hinreichend klar definiert.11

Schließlich l�ge ein Verstoß gegen das Schuldprinzip
vor.12 Denn gem�ß Art. 83 Abs. 2 lit. b DSGVO verlange
auch die Verh�ngung einer Geldbuße wegen eines
DSGVO-Verstoßes das Vorliegen eines vors�tzlichen oder
fahrl�ssigen Verhaltens. Der Schuldgrundsatz kn�pft an
die Willensfreiheit des Menschen an, setzt dessen Eigen-
verantwortung voraus und seine F�higkeit, sein Handeln
selbst zu bestimmen und sich kraft seiner Willensfreiheit
zwischen Recht und Unrecht zu entscheiden.13 All dies
trifft auf juristische Personen und Personenverb�nde nicht
zu. Nicht sie, sondern ausschließlich die f�r sie handelnden
nat�rlichen Personen sind in der Lage, ihr eigenes Verhal-
ten kritisch zu reflektieren und zwischen Recht und Un-
recht zu entscheiden. Es komme daher nicht in Betracht,
einer juristischen Person ein eigenes vors�tzliches oder
fahrl�ssiges Verhalten vorwerfen zu wollen.14 Eine
Schuldf�higkeit juristischer Personen anzunehmen, hieße,
mit dem Schuldprinzip zu brechen.15

Auch in �sterreich war die Mçglichkeit einer unmittel-
baren Verbandssanktionierung bereits Gegenstand der
Rechtsprechung. Im Jahr 2020 hat das çsterreichische
BVwG in einem �hnlich gelagerten Fall unmittelbare Ver-
bandssanktionierung im Ergebnis abgelehnt.16

Der deutsche Gesetzgeber hat diese Frage nicht eindeutig
beantwortet: Nach § 41 Abs. 1 BDSG gelten f�r Verstçße
nach Art. 83 Abs. 4 - 6 DSGVO die materiell-rechtlichen
Vorschriften des OWiG „sinngem�ß“. Der Gesetzgeber
hat den Anwendungsvorrang der DSGVO zwar einerseits
anerkannt, indem nur eingeschr�nkt auf die Vorschriften
des OWiG verwiesen wird – n�mlich „soweit dieses Gesetz
nichts anderes bestimmt“. Andererseits hat der Gesetzge-
ber in § 41 Abs. 1 S. 2 BDSG bestimmte Vorschriften
ausdr�cklich von der Verweisung ausgenommen. § 30
OWiG wurde dort entgegen der Anregung der DSK und
entgegen der ersten Fassungen des Referentenentwurfs
nicht ausgenommen. Daraus kçnnte der Schluss zu ziehen
sein, der deutsche Gesetzgeber sei von einer Geltung des
§ 30 OWiG ausgegangen.

2. Argumente gegen die Anwendbarkeit
von OWiG-Normen

Gegen eine Anwendung der §§ 30, 130 OWiG spricht die
durch den Verordnungsgeber gew�nschte Harmonisierung
der datenschutzrechtlichen Bußgeldsanktionierungen.17

Die DSGVO zielt gerade darauf ab, einheitliche Daten-
schutzstandards in allen Mitgliedsstaaten zu gew�hrleisten.
Die Anwendung der nationalen Ordnungswidrigkeiten-
rechte kçnnte zu einer unterschiedlichen Sanktionspraxis
innerhalb der EU f�hren und damit der vom europ�ischen
Gesetzgeber vorgesehenen einheitlichen und effektiven
Sanktionierung von Datenschutzverstçßen entgegenstehen.
Zudem l�sst sich anf�hren, die Auslegung des LG Berlin
stehe im Gegensatz zu dem europarechtlichen Grundsatz
der praktischen Wirksamkeit („effet utile“). Die daten-
schutzrechtlichen Pflichten und die Bußgeldvorschriften
richten sich nach dem Normwortlaut explizit gegen den
Verantwortlichen. Das Abstellen auf das Verschulden einer
nat�rlichen Person als Ankn�pfungspunkt der Vorwerfbar-
keit f�hrt zu einer Reduzierung der Haftungsmçglichkeiten.
Auch die nach Art. 83 Abs. 1 DSGVO geforderte Abschre-
ckungswirkung der DSGVO-Bußgelder kçnnte durch die
Rechtsauffassung des LG Berlin nicht unwesentlich ge-
schw�cht werden.

IV. Auswirkungen in der Praxis

Endg�ltig kl�ren kann das Verh�ltnis von Art. 83 DSGVO
zum nationalen Recht nur der EuGH. Von ihren Vorlage-
mçglichkeiten haben weder das LG Bonn noch das LG
Berlin Gebrauch gemacht. Die finale Entscheidung zu die-
ser grundlegenden Weichenstellung steht somit noch aus.

Die Rechtsauffassung des LG Bonn ist insofern f�r Unter-
nehmen nachteilig, als lediglich ein abstrakter Verstoß
gegen die DSGVO festgestellt werden muss. Angesichts
der zahlreichen datenschutzrechtlichen Pflichten, der ste-
tig ansteigenden Menge verarbeiteter Daten sowie der
rechtlichen Unsicherheiten angesichts der kurzen Lebens-
zeit der DSGVO kçnnen Rechtsverstçße kaum g�nzlich
ausgeschlossen werden.

Setzt sich hingegen die Position des LG Berlin durch, ist
dies auf den ersten Blick g�nstig f�r die Unternehmen,
g�nzlich aufatmen kçnnen sie jedoch nicht. Zwar m�sste
f�r die Wirksamkeit eines Bußgeldbescheides ein konkre-
tes, vorwerfbares Verhalten bzw. Unterlassen einer Lei-
tungsperson festgestellt werden. Die Datenschutzbehçrden
werden daher grçßere Anstrengungen zur Untersuchung
unternehmen m�ssen, um dies belegen zu kçnnen. Aber
die Maßnahmen der Behçrden d�rften – damit sie vor
Gericht nicht scheitern – f�r die Unternehmen deutlich
eingriffsintensiver werden. Und angesichts der Bedeutung
des persçnlichen Verschuldens einer Leitungsperson, wer-
den die verantwortlichen Personen auch persçnlich mehr
in den Fokus der behçrdlichen Untersuchungen geraten.
Die Behçrden werden genauer nach internen Prozessen
und Abl�ufen und dem Bestehen eines Datenschutzma-
nagementsystems fragen. Mçglicherweise werden die Auf-
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andererseits an den Ausf�hrungen des LG Bonn.

16 �sterreichisches BVwG, Erkenntnis v. 26. 11. 2020 – W258 2227269-1.
17 Vgl. hierzu im Einzelnen die detaillierten Ausf�hrungen des LG Bonn,

11. 11. 2020 – 29 OWi 1/20, K&R 2021, 134, insb. Ziffer IV. 2. ff., sowie
die oben in Fn. 3 genannten Autoren.



seher auch verst�rkt auf Vor-Ort-Audits anstatt auf den
Versand von Fragebçgen setzen, wie dies derzeit weit
verbreitet ist. Und wichtig: Ein vorwerfbares Verhalten
kann auch in einem Unterlassen der Leitungsebene beste-
hen. Ein solcher Nachweis gegen�ber einer Gesch�ftslei-
tung, die die Umsetzung der DSGVO nicht zur Chefsache
macht, d�rfte nicht allzu schwer zu f�hren sein.

Die DSGVO-Konformit�t sollte somit (weiterhin) mit
hoher Priorit�t sichergestellt werden. Die Sensibilisie-
rung von F�hrungskr�ften zum Thema Datenschutz ist
daher besonders sinnvoll. Denn fehlt es an dem nach-
weisbaren Verschulden auf der Managementebene, ge-
n�gt dies in Zukunft mçglicherweise bereits, eine Geld-
buße abzuwehren.

Dr. Andreas Sesing*

Das Widerrufsrecht bei individualisierten Waren
Zur Fortgeltung der „built-to-order“-Rechtsprechung des BGH
nach der „Mçbel Kraft“-Entscheidung des EuGH

Kurz und Knapp

Im Jahr 2003 entschied der BGH in einer weithin
anerkannten und f�r die Praxis maßgeblichen Ent-
scheidung, dass das Verbraucherwiderrufsrecht bei
individualisierter Ware nicht ausgeschlossen ist, wenn
die Ware mit geringem Aufwand wieder „de-indivi-
dualisiert“ werden kann. Eine etwas anders gelagerte
Rechtsfrage sowie ein drohender Wertungswider-
spruch veranlassten das AG Potsdam, zur Schaffung
von Rechtsklarheit den EuGH anzurufen. Die Antwort
liegt mittlerweile vor – abschließende Rechtsklarheit
ist hiermit jedoch nicht verbunden.

I. Einf�hrung
Wie individuell ist eigentlich eine Einbauk�che?1 Und wie
individuell ist ein Computer, der mithilfe eines „Baukas-
tensystems“ durch seinen K�ufer selbst konfiguriert wird?
Und schließlich: Wie verbraucherfreundlich soll das Ver-
braucherschutzrecht sein? Die EuGH-Entscheidung „Mç-
bel Kraft“ vom 21. 10. 20202 wirft diese Fragen (erneut)
auf und hinterl�sst offene Fragen – womçglich gar beim
zust�ndigen Richter des AG Potsdam,3 dessen Vorlagefra-
gen vom EuGH nicht erschçpfend beantwortet wurden.4

Der nachfolgende Beitrag untersucht, ob die seit dem 19. 3.
2021 „vollj�hrige“ (weil 18 Jahre alte) Rechtsprechung
des BGH zum Widerruf eines Kaufvertrags �ber einen
individualisierten, aber „de-individualisierbaren“ Gegen-
stand im Lichte der j�ngsten EuGH-Rechtsprechung noch
aufrechterhalten werden kann.

Im Anschluss an einen knappen �berblick �ber die beiden
Entscheidungen (II.) wird kursorisch umrissen, warum das
Schicksal der kaum je angezweifelten BGH-Rechtspre-
chung ungewiss erscheinen mag (III.). Sodann wird auf-
gezeigt, dass deren Fortgeltung jedoch durch die EuGH-
Entscheidung im Ergebnis nicht ber�hrt wird (IV.).

II. Vom Baukasten-Computer zur Einbauk�che
Nachfolgend wird zun�chst die Entscheidung aus Karls-
ruhe aus dem Jahr 2003 (1.) und sodann die aktuelle Ent-
scheidung aus Luxemburg (2.) skizziert.

1. Die BGH-Entscheidung von 2003 zum Notebook-
Konfigurator

Der BGH war im Jahr 2003 mit einem Fall konfrontiert, in
dem der klagende Verbraucher unter Verweis auf ein ihm
zustehendes Widerrufsrecht die R�ckabwicklung eines im
Fernabsatz geschlossenen Kaufvertrags �ber ein Notebook
begehrte. Die beklagte Verk�uferin lehnte dieses Ansinnen
unter Verweis darauf ab, dass der Kl�ger die Konfiguration
des streitgegenst�ndlichen Notebooks in einem „Baukas-
tensystem“ selbst bestimmt hatte, woraufhin die Beklagte
das Ger�t entsprechend konfigurierte und an den Kl�ger
�berließ.

Grundlage der Entscheidung war § 312d Abs. 4 Nr. 1
BGB a. F., der seinerseits eine Umsetzung des damals
maßgeblichen Art. 6 Abs. 3, 3. Spiegelstrich Fernabsatz-
Richtlinie5 darstellte.6 Hiernach bestand ein Widerrufs-
recht nicht bei Vertr�gen „zur Lieferung von Waren, die
nach Kundenspezifikation angefertigt werden oder eindeu-
tig auf die persçnlichen Bed�rfnisse zugeschnitten sind“.

Konkret im Streit stand die Frage, ob und unter welchen
Voraussetzungen eine Bestellung im „built-to-order“-Ver-
fahren – also im Falle der Fertigung nach Kundenwunsch
(erst) auf konkrete Bestellung – vom Verbraucher wider-
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* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. VIII. Alle zitierten Internetquellen
wurden zuletzt abgerufen am 30. 4. 2021.

1 Einbauk�chen sind – auch abseits der hier erçrterten Frage – ein h�ufig
anzutreffender „Streitfall“; insbesondere die Frage um die sachenrecht-
liche Einordnung ist bekanntermaßen kontrovers (f�r eine Einordnung als
wesentlicher Bestandteil etwa OLG Zweibr�cken, 11. 10. 1988 – 7 U
74/88, NJW-RR 1989, 84; f�r eine Einordnung als Zubehçr etwa OLG
N�rnberg, 2. 4. 2002 – 3 U 4158/01, NJW-RR 2002, 1485, 1487; siehe im
�berblick zum Streitstand Stresemann, in: M�nchener Kommentar zum
BGB, 8. Aufl. 2018, § 94 Rn. 30 f.; Stieper, in: Staudinger, BGB,
Neub. 2017, § 94 Rn. 35).

2 EuGH, 21. 10. 2020 – C-529/19, K&R 2020, 819 ff. – Mçbel Kraft.
3 Der Vorlagebeschluss des AG Potsdam vom 12. 6. 2019 ist abrufbar unter

http://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-529%252F19.
4 In der Literatur wird mitunter davon ausgegangen, dass das AG Potsdam

„nicht umhinkommen“ werde, den EuGH erneut um Vorabentscheidung
zu ersuchen, vgl. Mandl, VuR 2021, 111, 115.

5 RL 97/7/EG des Europ�ischen Parlaments und des Rates vom 20. 5. 1997
�ber den Verbraucherschutz bei Vertragsabschl�ssen im Fernabsatz,
ABl. EG L 144/19.

6 Vgl. BGH, 19. 3. 2003 – VIII ZR 295/01, BGHZ 154, 239, 242 f.; Busch,
in: BeckOGK, Stand: 1. 1. 2021, § 312g BGB Rn. 19; siehe zu § 3 Abs. 2
FernAbsG – der Vorg�ngerregelung des § 312d Abs. 4 Nr. 1 BGB a. F. –
auch die Begr. RegE zu § 3 Abs. 2 FernAbsG, BT-Drs. 14/2658, S. 44.




